
Hofheimer Erklärung
Gemeinsame Erklärung des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Hessen e.V.

und Mitunterzeichner*innen

Dezentrale Energiewende statt „Rhein-Main-Link“ – für Mensch und Umwelt

Mit dezentraler, flexibler Energienutzung den Stromnetzausbau minimieren

Hofheim. Anlässlich des Beginns des Planfeststellungsverfahrens für das Vorhaben „Rhein-Main-Link“ mit vier mal

2 GW Erdkabeln fordern wir, dass die dezentrale Energiewende in Hessen gestärkt wird. Große Leitungen wie

„Rhein-Main-Link“ könnten vermieden oder reduziert werden. Wir fordern einen Neustart der gesamten Netzpla-

nung auf Basis dezentraler und regionaler Stromerzeugung.

Neue Regeln sind regionale Strommärkte, dezentrale Energiegemeinschaften, Spitzenkappung der Einspeisung, Ein-

satz von Stromspeichern und Elektrolyseuren zur Netzentlastung und mehr Stromerzeugung aus Windkraft im Sü-

den statt eines immensen Ausbaus der deutlich teureren Offshore-Windenergie. Wir rufen Kommunen, Landkreise,

Politiker*innen, Verbände, Unternehmen und Privatpersonen auf, diese Forderungen zu unterstützen.

Wir fordern einen „Plan B“ des Netzausbaus zugunsten von Natur und Umwelt und mit geringeren Kosten. Energie-

wende mit erneuerbaren Energien gelingt auch mit deutlich geringerem Netzausbau!

Es ist noch nicht zu spät – die Politik hat es in der Hand, einen für Umwelt und Stromkunden besseren Netzausbau

auf den Weg zu bringen.

Wir wollen in Hessen eine dezentrale, effiziente, kostengünstige und naturschonende Energieversorgung. Wir for-

dern die Bundesregierung und die Hessische Landesregierung sowie die demokratischen Parteien in Bundestag

und Hessischen Landtag auf, unsere Forderungen zu unterstützen und den völlig überdimensionierten Netzausbau

zu stoppen.

Unterzeichner:
Landkreise/Kommunen

Parteien/Mitglieder in Landtag und Kommunalparlamenten

Verbände

Unternehmen

Privatpersonen

Ich/Wir unterstütze/n die Hofheimer Erklärung für einen Neustart der Netzplanungen:

Name: _____________________________________________________________________________

Verband/Kommune/privat: __________________________________________________________

E-Mail: _____________________________________________________________________________

Die erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur für die Forderung des Neustarts der Netzplanungen verwendet werden.



Hintergrund

Was ist geplant? Welche Auswirkungen sind zu erwarten?
Das Stromnetz-Ausbauprojekt „Rhein-Main-Link“ zum Transport von Strom aus der Nordsee nach Hessen besteht

aus mehreren hundert Kilometer Erdkabel mit bis zu 100 Meter breiten Gräben quer durch Feld, Wald, Landwirt-

schaft und Natur. Die Auswirkungen vor Ort werden massiv sein. Besonders große Schäden werden in Wäldern er-

folgen, die dauerhaft aufgerissen werden. Gewachsene Böden werden umgegraben, Grundwasser und Flüsse sind

in Gefahr. Der Bau kann die Existenz landwirtschaftlicher Betriebe (insbesondere Winzer) bedrohen, Kommunen

werden in ihren Planungen eingeschränkt.

An den Endpunkten bei Hofheim-Marxheim, Kriftel, Bürstadt und im Raum Biblis wird ein Flächenverbrauch bis zu

jeweils 10 ha durch den Bau riesiger Stromkonverterhallen auf besten Böden erfolgen.

Die Kosten des bundesweiten Netzausbaus von über 500 Mrd. € werden durch die Netzbetreiber mit gesetzlichen

Renditen von ca. 7% auf alle Stromverbraucher umgelegt mit Steigerungen der Netzentgelte zwischen 5 und 20

ct/kWh – dies ist wirtschaftlich und sozial nicht akzeptabel.

Alternativen der Netzplanung
Wenn nur die Hälfte von 70 GW Offshore-Windenergie im Süden Deutschlands gebaut würde, wären über 15 HGÜ-

Erdkabel über hunderte von Kilometern nicht erforderlich. Der künftige Strombedarf in Hessen wird v.a. bei Rechen-

zentren überschätzt.

Im Netzausbauplan wurde gesetzeswidrig keine Spitzenkappung der Einspeisung angesetzt. Allein dies könnte den

Netzausbau um ein Drittel mindern. Energieexpert*innen fordern  Regionale Strommärkte, in denen der Ausgleich

von Bedarf und Erzeugung erfolgt und damit weniger überregionaler Stromtransport erforderlich ist.

Der Präferenzraum als Korridor für die Erdkabel-Trasse schafft zuviele enge Problemstellen und Zerschneidung

von Wäldern. Er wurde ohne großräumige Alternativen erstellt.

Der vor neun Jahren politisch beschlossene Erdkabelvorrang wurde ohne genauere Prüfung der Folgen für Umwelt,

Natur und Folgekosten gesetzlich festgelegt. Die Option von Freileitungen zugunsten des Bodenschutzes und der

Wälder wird nicht berücksichtigt.

Stromnetzausbau für die Energiewende geht auch anders!
Die Bundesregierung und die Bundesnetzagentur halten an einem zentralen Netzausbau zugunsten großer Konzer-

ne und neuer Großstrukturen fest. Weder eine Kosten-Nutzen-Analyse noch eine volkswirtschaftliche Optimierung,

wie es das Energiewirtschaftsgesetz fordert, werden durchgeführt. Zahlreiche wissenschaftliche Studien (DIW,

PROGNOS, VDE, ..) zeigen auf, dass dezentrale Konzepte mit weniger Netzausbau volkswirtschaftlich günstiger

sind. Der VDE fordert einen „zellularen Ansatz“ mit intelligentem Einsatz flexibler Stromerzeuger- und verbraucher.

Der BUND hat in zahlreichen Stellungnahmen Kritik mit konkreten Vorschlägen verbunden. Diese werden durch

namhafte Energieexpert*innen unterstützt.

Das Ziel einer Strom- und Energieversorgung mit 100% erneuerbarer Energie kann auch mit weitaus geringerem Ein-

griff in Natur und Umwelt und geringeren Kosten für alle erreicht werden. Dazu müssen solche Alternativen endlich

Einzug in die Stromnetzplanung finden.

Informationen zu „Rhein-Main-Link“

www.bund-hessen.de/rhein-main-link
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